
Vorwort

Der juristische Denkmalschutz in Hamburg geht bereits auf das 19. Jahrhundert
zurück, worauf in der Einführung „Historie des Denkmalschutzrechts in Ham-
burg“ noch ausführlicher eingegangen wird.
Bis zum 5.4.2013 galt in Hamburg ein konstitutives Denkmalschutzrecht, d. h.
ein Objekt genoss erst dann den Schutz des Denkmalschutzgesetzes, wenn es
durch einen förmlichen Verwaltungsakt in die Denkmalliste eingetragen war,
die von der Kulturbehörde der Freien und Hansestadt Hamburg geführt wurde
und auch heute noch geführt wird. Erst dann war das Objekt unter Schutz
gestellt. Wollte ein Eigentümer bauliche Maßnahmen durchführen, so unterlag
er einer Anzeigepflicht gegenüber dem Denkmalschutzamt. Einer ausdrückli-
chen denkmalschutzrechtlichen Genehmigung bedurfte es nicht, selbst wenn
das Objekt wegen seiner geschichtlichen, wissenschaftlichen oder künstlerischen
Bedeutung oder zur Bewahrung charakteristischer Eigenheiten des Stadtbildes
im öffentlichen Interesse lag.
Daher wurde das Denkmalschutzrecht in Hamburg auf eine neue rechtliche
Grundlage gestellt, nämlich auf das deklaratorische Ipsa-Lege-Prinzip. Danach
muss ein Objekt, um als Denkmal geschützt zu werden, lediglich denkmalwür-
dig sein, d. h. eine geschichtliche, künstlerische oder wissenschaftliche Bedeu-
tung besitzen (vgl. § 4 Abs. 2 DSchG), um in die Denkmalliste aufgenommen
zu werden. Den Status eines Denkmals besitzt das Objekt also bereits vor der
Eintragung, insoweit bestätigt die Eintragung in die Denkmalliste für jeden er-
kennbar die Denkmaleigenschaft. Welches Objekt als Einzeldenkmal oder En-
semble denkmalrechtlich unter Schutz gestellt ist, kann man der Hamburgi-
schen Denkmalliste entnehmen, die von der Behörde für Kultur und Medien als
Download im Internet zur Verfügung gestellt wird, und zwar als „Denkmalliste
gesamt“ und auch separat als Denkmalliste für die sieben Bezirke Hamburgs.
Darüber hinaus gibt es noch als Download ein Verzeichnis der beweglichen
Denkmäler, wobei als Beispiele typisch für Hamburg Barkassen, Dampfschlepper
etc. denkmalrechtlich unter Schutz gestellt sind.
Die Umstellung vom konstitutiven auf das deklaratorische Denkmalschutzprin-
zip brachte für die betroffenen Eigentümer und Verfügungsberechtigten erhebli-
che Rechtsunsicherheiten mit sich. Von „heute auf morgen“ wurden ca. 2800
Einzeldenkmäler, 2200 Ensembles und 3000 Bodendenkmäler einer Genehmi-
gungspflicht unterstellt, sofern bauliche Änderungen am Objekt durchgeführt
werden sollten, von der Aufbringung eines Wärmedämmverbundsystems bis zur
Entfernung von Balken und Stützen im Zusammenhang mit einem geplanten
Dachgeschossausbau. Nicht immer waren Eigentümer oder Verfügungsberech-
tigte darüber erfreut, wenn sie vom Denkmalschutzamt darüber in Kenntnis
gesetzt wurden, dass ihr Gebäude nunmehr als Einzeldenkmal oder als Ensemble
denkmalschutzrechtlichen Verpflichtungen unterliegt. Dies führte zu diversen
Rechtsstreitigkeiten, auch noch heute.
Für weitere Irritationen von Grundstückseigentümern hat gerade ein Schreiben
Ende 2018 des Archäologischen Museums geführt, das etwa 3000 Eigentümer
auf das neue Denkmalschutzrecht aus dem Jahre 2013 hingewiesen hatte, wo-
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nach auch Bodendenkmäler unter den Schutz dieses Gesetzes fallen. Sinn des
Schreibens sollte sein „Verdachtsflächen“ auf Grundstücken zu erfassen, die mög-
licherweise archäologisch wertvoll sein könnten.
Zugleich sollte das Schreiben nach Auffassung des Archäologischen Museums
auch Rechtssicherheit für die Eigentümer mit sich bringen, damit diese wüssten,
dass bei Bauvorhaben ihr Grundstück erst untersucht werden müsse und sie für
Bodeneingriffe um eine denkmalrechtliche Genehmigung nachsuchen müssen.
Überhaupt ist der Umgang mit oberirdischen und unterirdischen Denkmälern
aktuell in den letzten Jahren in den Blickpunkt der Öffentlichkeit geraten. Dies
zeigen die unterschiedlichsten Meinungen und Diskussionen über die Denkmal-
würdigkeit, z. B. des Görtz-Palais Neuer Wall, des City-Hofes, des Deutschland-
hauses, des Commerzbank-Ensembles am Ness oder auch des Bunkers an der
Feldstraße.
Nicht alles was alt und hübsch anzusehen ist, ist ein Denkmal und damit unter
Schutz zu stellen. Es gilt typische Gebäude und Wahrzeichen von Hamburg
für die Nachwelt zu erhalten, aber auch gleichzeitig Gebäude für Neubauten
freizugeben, die durch Bomben im zweiten Weltkrieg stark beschädigt und mit
einfachen Mitteln teilweise wieder aufgebaut bzw. repariert wurden, wodurch
ihre Denkmalwürdigkeit verloren ging. Auch durch An- und Umbauten kann
ein Denkmal seine Identität verloren haben. Insoweit ist der Umgang mit einem
Denkmal stets ein Einzelfall, bei dem Eigentümer und Denkmalschutzamt ge-
meinsam eine Lösung erarbeiten sollten.
Der Verfasser ist seit Jahren mit denkmalschutzrechtlichen Problemen und auch
Rechtsstreitigkeiten überwiegend in Hamburg befasst und hat diverse Grund-
satzentscheidungen der Hamburgischen Verwaltungsgerichte und des Hambur-
gischen Oberverwaltungsgerichtes mit seiner Rechtsanwaltskanzlei erstritten.
Da es in Hamburg keine Kommentierung weder des alten noch des neuen Denk-
malschutzgesetzes gibt und auch sonst keine juristischen Abhandlungen, auf die
jemand zurückgreifen könnte, wenn er sich mit denkmalschutzrechtlichen Fra-
gen befassen will, soll ihm dieser Kommentar zusammen mit einschlägigen
Rechtsvorschriften und Hinweisen, die im Zusammenhang mit dem Denkmal-
schutzrecht in Hamburg stehen, eine Hilfestellung zum „Denkmalschutz“ an-
hand geben.
Da sich die Denkmalschutzgesetze in den einzelnen Bundesländern zumeist nur
in Nuancen unterscheiden, aber im Kern gleiche Regelungen zum Schutz von
Denkmälern treffen, können die Ausführungen in diesem Kommentar auch auf
denkmalschutzrechtliche Fragen in anderen Bundesländern angewendet werden.
Die Erläuterungen in diesem Kommentar sind bewusst für Praktiker gedacht,
die schnell und „leicht verständlich“ etwas zu einer denkmalrechtlichen Frage-
stellung nachlesen möchten. Aus diesem Grunde wurde auf die Darstellung von
unterschiedlichen dogmatischen Meinungen in Literatur und Rechtsprechung
verzichtet und nur die herrschende Meinung wiedergegeben sowie gesondert
auf die Rechtsprechung der Hamburgischen Verwaltungsgerichte und des Ober-
verwaltungsgerichtes Hamburg eingegangen.
Wegen der besseren Lesbarkeit wurde darauf verzichtet zwischen weiblichen und
männlichen vom Denkmalschutzrecht „Betroffenen“ zu unterscheiden. Wenn
vom „Eigentümer“ oder „Verfügungsberechtigten“ die Rede ist, so ist hiermit
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auch eine weibliche Eigentümerin oder Verfügungsberechtigte gemeint oder
auch eine Eigentümergemeinschaft.
Soweit bekannt oder veröffentlicht wurde die Rechtsprechung per Februar 2019
wiedergegeben. In der Regel wurden die Beschlüsse und Urteile der einzelnen
Gerichte nach juris zitiert. Durch die Hinweise auf die Gerichtsurteile soll es
dem Leser ermöglicht werden, sich noch vertiefend mit einzelnen Regelungen
des Denkmalschutzrechts zu befassen.
Zu guter Letzt sei auch Herrn Andreas Kellner, dem Landeskonservator und
Denkmalpfleger der Freien und Hansestadt Hamburg gedankt, mit dessen
freundlicher Zustimmung die vom Denkmalschutz herausgegebenen Antrags-
formulare für Genehmigungen und steuerliche Bescheide in diesem Kommentar
abgedruckt sind.

Hamburg, im November 2019 Dr. Peter Oberthür
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